
J • DR. FRANZ LOSCHNAK 
BUNDE~MINISTER FOR INNERE,S 

Zl. 95 OOO/207-I/7/92 

Herrn 

n ... 61$'der Beib~ dc_::~~:~~:r_il:?:!.r~_:'11'.rC':t;,';r·";'2 
c;les Nationalrali.!S XVlil. GCSCLZgCU\J.;jg~p";..,.i";e 

Wien, am ~.Mai 1992 

Präsidenten des Nationalrates ,2110 lAB 

1992 -OS- 21 
zu t'lJa IJ Parlament 

1017 Wie n 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Anschober, Freunde und 
Freundinnen haben am 27. März 1992 unter der Zahl 2733/J­
NR/1992 an mich eine schriftliche parlamentarische Anfrage 
betreffend "Schc;mgener Abkommen" gerichtet, die folgenden 
Wortlaut hat: 

"1. Wann haben Sie bzw. Ihr Ministerium mit den Schengener 
Vertrags staaten Verhandlungen aufgenommen? 

2. Was ist das konkrete Ziel dieser Verhandlungen? 

3. Wer hat vom Innenministerium an diesen Verhandlungen 
jeweils teilgenommen? 

4. Haben auch Beamte des Justizministeriums an diesen 
Verhandlungen teilgenommen? 

5. Haben auch Beamte des Außenministeriums an diesen Ver­
handlungen teilgenommen? 

6. Wurde das Justizministerium über die jeweiligen konkreten 
Verhandlungsergebnisse informiert? 

7. Wurde das Außenministerium über die jeweiligen konkreten 
Verhandlungsergebnisse informiert? 

8. Wurde die Bundesregierung über die jeweiligen konkreten 
Verhandlungsergebnisse informiert? 

9. Sind Sie bereit, das Schengener Abkommen samt sämtlichen 
Zusatzabkommen den im Parlament vertretenen Parteien zur 
Verfügung zu stellen? Wenn nein, warum nicht? 

10. Wann und in welchem Umfang haben Sie geplant, das Schen­
gener Abkommen zu vollziehen? 

11. Was war das Ergebnis der Tagung der Justiz- und Innenmi­
nister aus 28 Staaten Ende Oktober 1991 in Berlin? 
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12. Haben an dieser Tagung auch Vertreter des Justizministe­
riums teilgenommen? 

13. Haben an dieser Tagung auch Vertreter des Außenministe­
riums teilgenommen? 

14. Werden Sie das Verhandlungsprotokoll dieser Tagung den im 
Parlament vertretenen Parteien zur Verfügung stellen? 
Wenn nein, warum nicht? 

15. Was war das Ergebnis der Tagung vom 14. und 15. Jänner 
1992 im Grazer Kongreßzentrum? 

16. Haben an dieser Tagung auch Vertreter des Justizministe­
riums teilgenommen? 

17. Haben an dieser Tagung auch Vertreter des Außenministe­
riums teilgenommen? 

18. Werden Sie das Verhandlungsprotokoll dieser Tagung den im 
Parlament vertretenen Parteien zur Verfügung stellen? 
Wenn nein, warum nicht? 

19. Welche konkreten Auswirkungen würde die Vollziehung des 
Schengener Abkommens durch österreich für die nachbar­
schaftlichen Beziehungen zur CSFR insbesondere im Hin­
blick darauf haben, daß die Grenze zur CSFR eine Außen­
grenze im Sinne des Schengener Abkommens wäre? 

20. Welche konkreten Auswirkungen würde die Vollziehung des 
Schengener Abkommens durch österreich für die nachbar­
schaftlichen Beziehungen zu Ungarn insbesondere im 
Hinblick darauf haben, daß die Grenze zu Ungarn eine 
Außengrenze im Sinne des Schengener Abkommens wäre? 

21. Welche konkreten Auswirkungen würde die Vollziehung des 
Schengener Abkommens durch österreich für die 'nachbar­
schaftlichen Beziehungen zu Slowenien insbesondere im 
Hinblick darauf haben, daß die Grenze zu Slowenien eine 
Außengrenze im Sinne des Schengener Abkommens wäre? 

22. Welche konkreten Auswirkungen würde die Vollziehung des 
Schengener Abkommens durch österreich für die zwischen­
staatlichen Beziehungen zu Rumänien insbesondere im 
Hinblick darauf haben, daß österreichs Grenze im Osten 
eine Außengrenze im Sinne des Schengener Abkommens wäre? 

23. Welche konkreten Auswirkungen würde die Vollziehung des 
Schengener Abkommens durch österreich für die zwischen­
staatlichen Beziehungen zu Kroatien insbesondere im 
Hinblick darauf haben, daß österreichs Grenze im Osten 
eine Außengrenze im Sinne des Schengener Abkommens wäre? 

24. Welche konkreten Auswirkungen würde die Vollziehung des 
Schengener Abkommens durch österreich für· die zwischen­
staatlichen Beziehungen zu Jugoslawien insbesondere im 
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Hinblick darauf haben, daß österreichs Grenze im Osten 
eine Außengrenze im Sinne des Schengener Abkommens wäre? 

25. Welche konkreten Auswirkungen würde die Vollziehung des 
SChengener Abkommens durch österreich für die zwischen­
staatlichen Beziehungen zu Polen insbesondere im Hinblick 
darauf haben, daß Österreichs Grenze im Osten eine 
Außengrenze im Sinne des Schengener Abkommens wäre? 

26. Welche konkreten Auswirkungen würde die Vollziehung des 
Schengener Abkommens durch österreich für die zwischen­
staatlichen Beziehungen zu Bulgarien insbesondere im 
Hinblick darauf haben, daß österreichs Grenze im Osten 
eine Außengrenze im Sinne des Schengener Abkommens wäre? 

27. Welche konkreten Auswirkungen würde die Vollziehung des 
Schengener Abkommens durch Österreich für die zwischen­
staatlichen Beziehungen zu Albanien insbesondere im 
Hinblick darauf haben, daß Österreichs Grenze im Osten 
eine Außengrenze im Sinne des Schengener Abkommens wäre? 

28. Gibt es konkrete Verhandlungen mit den in den Fragen 19 
bis 27 genannten Staaten zur Lösung der Probleme betref­
fend Einwanderer/innen und Flüchtlinge - abgesehen von 
den Schubabkommen? Wenn nein, warum nicht? 

29. Welche konkreten Vorschläge empfiehlt Ihr Ministerium, um 
die Probleme mit den Migranten gemeinsam mit den Nach­
bar staaten CSFR, Ungarn, Polen, Rumänien, Jugoslawien, 
Slowenien, Kroatien, Albanien, Bulgarien und den Staaten 
der GUS zu lösen? 

30. Welche konkrete Hilfe, abgesehen 
Unterstützung zur Aufrüstung der 
wurde in diesem Zusammenhang von 
Ungarn geleistet? 

von der finanziellen 
Polizei in Budapest 
Ihrem Ministerium an 

31. Welche konkrete Hilfe wurde in diesem Zusammenhang von 
Ihrem Ministerium an Rumänien geleistet? 

32. Welche konkrete Hilfe wurde in diesem Zusammenhang von 
Ihrem Ministerium an Slowenien geleistet? 

33. Welche konkrete Hilfe wurde in diesem Zusammenhang von 
Ihrem Ministerium an Kroatien geleistet? 

34. Welche konkrete Hilfe wurde in diesem Zusammenhang von 
Ihrem Ministerium an Jugoslawien geleistet? 

35. Welche konkrete Hilfe wurde in diesem Zusammenhang von 
Ihrem Ministerium an die Tschechoslowakei geleistet? 

36. Welche konkrete Hilfe wurde in diesem Zusammenhang von 
Ihrem Ministerium an Polen geleistet? 
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37. Welche konkreten Hilfeleistungen an die oben genannten 
Länder haben Sie der Bundesregierung in letzter Zeit 
empfohlen, um .die Probleme betreffend die Einwande­
rer/innen und Flüchtlinge zu lösen? 

38. Stehen Sie auch mit den Vertrags staaten des Trevi-Ab­
kommens in Verhandlung? 
Wenn ja, welches konkrete Ziel verfolgen Sie mit diesen 
Verhandlungen? 
Wer von Ihrem Ministerium nimmt (hat teilgenommen) an 
diesen Verhandlungen teil? 

39. Seit wann stehen Sie mit diesen Vertrags staaten des 
Trevi-Abkommens in verhandlung? 

40. Werden Sie eine Kopie des Trevi-Abkommens den im Parla­
ment vertretenen Parteien übermitteln? Wenn nein, warum 
nicht? 

41 • Gibt es bereits konkrete Übereinkommen mit den Trevi­
Vertrags staaten? 

420 Mit welchen Staaten Europas hat österreich bereits ein 
Schubabkommen abgeschlossen? 

43. Wann wurden diese Schubabkommen jeweils abgeschlossen? 

44. Wurden von Ihrem Ministerium Abkommen betreffend Daten­
übermittlung mit anderen Staaten abgeschlossen? 
Wenn ja, mit welchen Staaten konkret und wann?" 

Zunächst ist festzustellen, daß es Seitens des Bundesministe­
riums für Inneres keine Bestrebungen gibt, "den Schengener 
Vertrag auf freiwilliger Basis zu vollziehen". Die 
Novellierung des Asylgesetzes und der Entwurf für ein Nieder­
lassungsgesetz weisen keinen Bezug zum schengener Übereinkom­
men oder Zusatzübereinkommen auf. Die "Berliner Konferenz" zu 
Ende des Jahres 1991 und das in Folge dieser Konferenz abge­
haltene Treffen am 14. und 15. Jänner 1992 stehen in keinem 
Zusammenhang mit den Schengener Abkommen, sondern waren 
Treffen auf gesamteuropäischer Basis, bei denen andere Themen 
als die Schengener Abkommen erörtert wurden. 

Die Fragen beantworte ich wie folgt: 

Zu den Fragen 1 bis 3: 

Das Bundesministerium für Inneres führt keine Verhandlungen 
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mit den Schengener Vertragsstaaten, sondern nimmt seit Sep­
tember 1987 an den vom Bundesministeriurn für auswärtige 
Angelegenheiten organisierten exploratorischen Gesprächen 
teil, für die sich im Laufe der Zeit das Schlagwort "Konsul­
tationsrunde" herausgebildet hat. Damit wird das Ziel ver­
folgt, möglichst aktuelle Informationen über den Stand der 
Umsetzung des Schengener Zusatzübereinkommens zu erhalten und 
allfällige Auswirkungen dieses Abkommens und der von den 
Schengener Vertragsstaaten geplanten Umsetzungsmaßnahmen auf 
die Aufgabenbereiche meines Ressorts zu analysieren. 

Zwecks Vertiefung des Wissensstandes in bestimmten Bereichen, 
die nach der kompetenzrechtlichen Zuordnung in österreich 
federführend vom Bundesministeriurn für Inneres wahrzunehmen 
sind (z.B. Grenzkontrolle), wurden darüberhinaus im Feber 1992 
Expertengespräche mit den Schengener Vertrags staaten geführt. 

An den Gesprächen nahmen die nach der Geschäftseinteilung des 
Bundesministeriums für Inneres zuständigen Beamten teil. 

Zu den Fragen 4, 5, 12, 13, 16 und 17: 

Diese Fragen berühren nicht den Wirkungsbereich des Bundesmi­
nisteriums für Inneres. 

Zu den Fragen 6 und 7: 

Einer Information dieser Ressorts über im Rahmen der Konsul­
tationsrunden erörterte Sachbereiche bedurfte es nicht; über 
den Verlauf der im Feber 1992 durchgeführten Expertengespräche 
wurde das Bundesministeriurn für auswärtige Angelegenheiten 
informiert. 

Zu Frage 8: 

Ein Anlaß, die Bundesregierung zu informieren, bestand bisher 
nicht. 
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Zu Frage 9: 

Die Vertrags texte des Schengener Abkommens und Zusatzabkommens 
sind als völkerrechtliche Verträge öffentlich zugänglich; 
selbstverständlich bin ich bereit, sie den im Parlament 
vertretenen Parteien zur Verfügung zu stellen. 

Zu Frage 10: 

Als Bundesminister für Inneres habe ich ausschließlich öster­
reichische Gesetze und vom Nationalrat genehmigte Staatsver­
träge zu vollziehen. 

Zu den Fragen 11 und 14: 

Ich verfüge über kein "Verhandlungsprotokoll " der Berliner 
Konferenz; das SChlußkommunique dieser Konferenz schließe ich 
dieser Anfragebeantwortung an. 

Zu den Fragen 15 und 18: 

Ich schließe dieser Anfragebeantwortung das Beschlußprotokoll 
der Tagung von Graz an. Ein darüber hinausgehendes "Verhand­
lungsprotokoll" dieser Tagung liegt nicht vor. 

Zu den Fragen 19 bis 27: 

Da der Bundesminister für Inneres das Schengener Abkommen 
nicht zu vollziehen hat, ist diese Frage im Bundesministerium 
für Inneres auch nicht zu prüfen. Die Beurteilung der nach­
barschaftlichen Beziehungen österreichs zu anderen Staaten ist 
vom Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten vorzunehmen. 

Zu Frage 28: 

Das Bundesministerium für Inneres führt keine solchen Ver­
handlungen. Fragen des Flüchtlings- und Wanderungswesens sind 
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allerdings Gegenstand der Beratungen der Wiener und der 
Berliner Gruppe, an denen auch die genannten Staaten beteiligt 
sind. 

Zu Frage 29: 

Ich schließe dieser Anfragebeantwortung ein Referat an, das 
ich aus Anlaß einer internationalen Tagung in Wien gehalten 
habe; darin habe ich die Vorschläge zus arrunengef aßt , die aus 
der Sicht meines Wirkungsbereiches für die internationale 
Kooperation bei der Bewältigung der Migrationsprobleme zu 
machen sind. Ich weise aber ausdrücklich darauf hin, daß die 
Wahrnehmung der auswärtigen Angelegenheiten im Zuständig­
keitsbereich des Bundesministeriums für auswärtige Angelegen­
heiten liegt. 

Zu den Fragen 30 bis 36: 

Österreich hat sich beim Exekutivkomitee des UNHCR dafür 
verwendet, daß Ungarn internationale Hilfsgelder zur Bewälti­
gung der Flüchtlingsprobleme zur Verfügung gestellt wurden. 
Uber Details der österreichischen Haltung ist ausschließlich 
das Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten infor­
miert. 

Gemeinsam mit der Schweiz und der Bundesrepublik Deutschland 
hat österreich in Rumänien Hilfsprojekte zur Berufsausbildung 
initiiert. Die konkreten Veranlassungen und die Zurverfügung­
stellung der entsprechenden Mittel wurden vom Bundeskanzleramt 
verfügt. 

Die Unterstützungsmaßnahmendes Bundesministeriums für Inneres 
für Kroatien sind den mitfolgenden Ablichtungen von Vorträgen 
an den Ministerrat zu entnehmen. 

Unterstützungsmaßnahmen für andere Länder sind in diesem 
Rahmen nicht erfolgt. 
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Zu Frage 37: 

Auf die Beantwortung der Fragen 30 bis 36 wird verwiesen. 

Zu den Fragen 38 bis 41: 

Es gibt nach meinem Wissensstand kein "Trevi-Abkommen" und 
daher auch keine Vertragsverhandlungen. 

Zu den Fragen 42 und 43: 

Die Schubabkommen österreichs mit anderen Staaten sind im 
Bundesgesetzblatt verlautbart; es bestehen jeweils Abkommen 
mit den Regierungen des Königreiches Belgien, des Großherzog­
turns Luxemburg und des Königreiches der Niederlande, BGBI. 
Nr.51/1965, mit der Regierung der Bundesrepublik Deutschland, 
BGBl. Nr. 227/1961, mit der Regierung der Französischen Repu­
blik, BGBI.Nr.337/1962, mit der Regierung der Italienischen 
Republik, BGBI.Nr.111/1963, mit dem Schweizerischen Bundesrat, 
BGBl.Nr. 80/1955, und mit der Regierung der Republik Polen, 
BGBI.Nr. 462/1991. 

Zu Frage 44: 

Es bestehen keinerlei Abkommen des Bundesministeriurns für 
Inneres mit anderen Staaten über die Ubermittlung personen­
bezogener Daten. 

Beilagen 
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ARBEITSGRUPPE ZUR AUSARBEITUNG 

Doc. I/3 provo 

Orig.: Deutsch 

VON VORSCHL~GEN ZUR DURCHFUHRUNG DER EMPFEHLUNGEN 

DER BERLINER KONFERENZ ZUR BEW~LTIGUNG UNKONTROLLIERTER 

WANDERBEWEGUNGEN 

(BERLINER GRUPPE) 

1. Tagung~ Grat 13./14. J~nner 1992 

BESCHLUSSPROTOKOLL 

~rbeits~apier ausgearbeitet vom Vorsitzenden der Arbeitsgrwp~e 
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Beschlußprotokol( 

Die erste Tagung der von der Berliner Konferenz zur Bewältigung 

unkontrolLierter Wanderungsbewegungen eingesetzte Rrbeitsgruppe 

hat arn 13. und '14. Janner 1992 in Graz/öster'reich stattgefunden. 

Die Drovisorische Tagesordnung samt Erläuterungen sowie eine 

Teilnehmerliste sind angeschlossen. 

Die provisorische Tagesordnung wurde mit der Maßgabe angenommen, 

daß Punkt 3 vor Punkt 2 behandelt wird. 

,~_'d2,,~,.IJ..t.t_ 2 der -I agesordnung (in der provisor i sehen T agesoranung 

Punkt 3 UoerbLiCk Uber die Tätigkeit international~r Organisatio­

nen im Bereich,des RSyL- und FlUchtLingswesens und der Maßnahmen 

gegen ilLegale Wanderung) erstattet der Leiter des Sekretariates 

der zwischenstaatlichen KonsuLtationen über Rsyl-, Flüc~tl1ngs­

und Wanderungspolitik in Europa, N~rdamerika und Rustralien Herr 

Widgren einen Bericht. Von dieser Information wurde Kenntnis 

genornrnen. 

Zu Punkt 3 der Tagesordnung (in der provisorischen Tagesordnung 

Punkt 2 Abgrenzung zwischen der DurchfUhruMg der Empfehlungen aer 
BerLiner Konferenz und der Wiener Konferenz) erstattet die Vertre­

terin des Europarates einen Bericht über die bisherige Tätigkeit 

der Gruppe Hoher Beamter die für die Durchführung der BeschlUsse 

der Wiener Konferenz verantwortlich ist (Wiener Gruppe). Die 

~rbeitS9ruppe stellt fest, daß sich die Tätigkeiten der Wiener 

GruDpe mit den ~ufgaben der von der Berliner Konferenz eingesetz­
ten Rrbeitsgruppe in zwei Bereichen nämlich hinsichtlich der 

rechtLichen Voraussetzungen fUr die RUckübernahme illegaler Ein­

wanderer (RückUbernahmeübereinkommen) und hinsichtlich der 

Harmonisierung der Visapolitik und visapraxis überschneiden. Die 

Arbeitsgruppe beschloß, darauf bei Behandlung der betreffenden 

Punkte der Tagesordnung (Punkte 4 lit.a und 8) zurückzukommen. 
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?~ .. Punkt 4 der Tagesordnung <Bekämpfung der SchleuserkriminaLi­

tät) bestand Einvernehmen. daß der Bekämpfung der SchLeuserk­

riminalit~t besondere Wichtigkeit" zukommt, weiL sie eine der 

Ursachen iLLegaler Wanderung und außerdem b~sond~rs soziaLschäd­

lieh ist. 

Es wurd9 beschLossen,für die einzeln.n Maßnahmen zur Bekämpfung 

der SchLeuserkriminaLität ebenso wie tür die angeren Rngelegenhei­

ten der Tagesordnung kleine Unterkomitees einzusetzen, die bis 

zu~ nächsten Tagung der Rrbeitsgruppe konkrete VorschLäge ausar­

beiten sOLlen, die den zuständigen M~ni~tern bei einer weiteren 

Konferenz in der Rrt "der Berliner Konferenz zur Beschlußfassung 

vorgeLegt werden können. Diese Vorschläge werden in der RggeL die 

Form von Empfehlungen haben. 

Zu Punkt 4 Lit. ader Tagesordnung <vereinheitLichung der 

Strafbar~eit) wurde vereinbart, daß die Leitung des Unterkomitees 

U n 9 a r n übernimmt. Dieses Unterkomitee wird auch den Tatbe­

stand der schleuserkriminaLität näher zu definieren haben, wobei 

dieser Begriff in weiterem Sinn zu verstehen ist. Rußerdem be­

standUbereinstimmung, daß die KriminaLisierung dieses DeLiktes 

auch deshalb notwendig ist, um eine zwischenstaatLiche VerfoLgung 

zu gewährleisten. Die RegeLung der Strafbarkeit des Schleusens 
werde wohl nicht vereinheitlicht werden könne, müsse aber glei­

chen ZielvorsteLlungen entsprechen. 

Zu Punkt 4 Lit. 0 der .Tagesordnung (RechtshiLfe in strafsachen 

zur Verfolgung der SchLeuserkriminaLität) wurde vereinbart, daß 

F r a"n k r e ich die Leitung des unferkomitees übernehmen 

wird, bei dessen Beratungen auf das bestehende Europäische Uber­

einkommen über die RechtshiLfe 1n Strafsachen sowie auf relevante 

bilaterale Vereinbarungen Bedacht zu nehmen ist. Rußerdem wird 
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auch die Frage der Zuständigkeit zur Gerichtsbarkeit in diesen 

Strafsachen. jedenfalls soweit es sich um die verfoLgung von 

Rusländern handelt , die dieses Delikt ganz oder zum Teil im Rus­
Land begangen haben, zu berücksichtigen sei. 

~jJ_PunKt ~ Lit. c der Tagesordnung(Einrichtung spezieller Einhei­

ten) hat die B und e s r e pub l i k D e u t s c h l a n d 

die Leitung des Unterkomitees übernommen. Dieses Unterkomitee 

wird sich auch mit dem Einsatz spezialisierter Einheiten zur 

Bekämpfung der Schwarzarbeit sowie mit der MögLichkeit und Nütz­

lichkeit eines grenzüberschreitenden Einsatzes von Einheiten zur 

SChleuserbekämpiung befassen. 

21J PlJnkt~_lit . __ Ci der. Tagesordnung (Informationsaustausch aa) im 

aLLgemeinen (über das Ruf treten von Schleuserei etc.), bb) im 

Wege der Rmtshilfe zur konkreten Bekämpfung unter Berücksichti­

gu~g des Datenschutzes) wird das' Ver e i·n1 g t e K ö n i g­

r e ich die Leitung des Unterkomitees übernehrnen, wobei grund­

sätzlich davon auszugehen ist, daß eine zwischenstaatliche Infor­

mation ein wesentLiche Voraussetzung für eine wirkungsvolle Be­

kämpfung der SchLeuserkriminalität ist. Es wird zu prüfen sein} 

ob dieser Informationsaustausch muLtiLateraL oder nur biLateral 

organisiert werden soLL. Der Informationsaustausch wird Sachinfor­

mationen (SchLeuserwege, Auftreten bestimmter gefälsChter Reisedo­

kumente etc.) ebenso wie personenbezogene Daten umfassen. Hin­

sichtlich personenbezogener Daten wird auf bestehende nationale 

und zwischenstaatLiche VorSChriften über den Datenschutz Bedacht 

zu nenmen sein, wobei insbesondere auch die Weitergabe von soL­

chen Daten an staaten geprUft werden muß, die keinen oder nur 

einen eingeschränkten Datenschutz kennen. Das Unterkomitee wird 

die für einen Rustausch in Frage kommenden Informationen zu defi­

nieren haben, wobei insbesondere Informationen ·betreffend die 

VerfäLschung von Urkunden einzubeziehen sind. 
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21..;._ Pun kj; 5 der T agesordnung (Verf ahren und Standards zur Verbesse -

rung der PersonengrenzkontroLLe) wurde vereinbart) dal3 G r i e e­

h e n L a n d die Leitung des Unterkomitees übernehmen wird. Das 

Unterkomitee wird insbesondere auf die Rrbeiten der Schengener­

Staaten zur Verbesserung der Personengrenzkontrolle sowie auf die 

irn Ubereinkommen der MitgLiedsstaaten der Europäischen Gemein­

scharl über das Uberschreitender Rußengrenzen vorgesehenen Rege­

Lungen Bedacnt nehmen. 

L\:! Pun k t 6 ger Tagesordnung (Rücknat1me von iL Lega l en Grenzgän­

gern) bestand zunächst Einvernehmen J daß die RUckübernahme illega­

Ler Grenzgänger im Hinblick auf die enge verbindung mit der 

Schleuserkriminalität in Durchführung der BeschlUsse der Berliner 

Konferenz von der Rrbeitsgruppe weiter zu verfolgen ist, obwohl 

sich mit dieser Frage auch die Wiener Gruppe befaßt. Ruf die 

Rrbeiten der Wiener Gruppe wird allerdings entsprechend Bedacht 

zu nehmen sein. 

ZU.,Punk t 6 li t . a. der Tagesordnung (Rückübernahmeab kommen) ha t 

Lux e m bur g die Leitung des unterkomitees übernommen, daß 

im Sinne der Berliner Konferenz von dem völkerrechtlichen Grund­

satz auszugehen hat) daß Staaten verpfliChtet sind Personen zu­
rUckzunehmen, die aus ihrem Territorium illegal in einen anderen 

Staat eingereist sind. Diese grundsätzliche völkerrechtLiche 

verpflichtung bedarf jedoch um effektuiert werden zu können einer 

entsprechenden Rusgestaltung. ,Das Rbkommen der Schengener-Staaten 

mit PoLen ist in diesem Sinn ein sehr wesentliches Beispiel zur 

Durchsetzung des erwähnten vdLkerrechtlichen Grundsatzes. Das 

Unterkomitee wird daher bei seinen Arbeiten diesem Rbkormnen beson­

dere Beachtung schenken. 

Zu Punkt 6 lit.b der Tagesordnung (VoLLziehunq der RückfUhrung> 

hat sich grundsätzlich B u l gar i e n vorbehaltlich der 
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zustimmung der zuständigen Behörden bereit erklärt, die Leitung 

des Unterkomitees zu übernehmen. In diesem Zusammenhang wird auch 

die F:'age der Gewährung von technischer Hilfe zur Durchsetzung 

einer' Rückübernahme an Staaten) die einer solchen HiLfe bedürfen, 

qeorüft werden. 

Zu Punkt 7 lit.a der Tagesordnung (Verhinderung des iLLegaLen 

Grenzübertritts) wird die B und e s r e pub L i k D e u t s­

c h l a n d den Vorsitz des Unterkomitees übernehmen. Bei Behand­

lung dieser Frage wird von der grundsätzlichen VerpfLichtung 

jedes staates auszugehen sein, seine Staatsgrenze auch gegen eine 

illegaLe Rusreise zu sichern. Diese VerpfLichtung darf jedoch 
nicht zur Errichtung neuer "Eisener Vorhänge" fUhren. Unter den 

Maßnahmen zur Sicherung der grUnen Grenze wird insbesondere auch 

eine Zusammenarbeit zwischen den Grenzschutzorganen von Anrainer­

staaten vorzusehen sein. 

Zu Punkt ~ lit.b der Tagesordnung (VerfpLichtung von Luftfahrtun­

ternehrnen sowie anderer Verkehrsunternehmen zur Verhinderung 

iLLegaLer Einreisen) sind grundsätzLich die Nie der L a n d­

e vorbehaLtLich der Zustimmung der zuständigen Behörden bereit, 

den Vorsitz zu übernehmen. Im Zuge der Beratungen wird auch d1e 

Frage des SChuldprinzipes und der praktischen unterstützung be­

troffener Transportunternehmen zu prUfen sein. RUßerdem wird das 

Unterkomitee einen Kontakt mit der IRTA aufnehmen) die auf diesem 
Gebiet soweit es LIJftfahrtunternehmen betrifft eine sehr wesentLi­

che RoLLe spielen. 

ZuJunkt 8 der Tagesordnung (VereinheitLichung der visapolitik 

und Visapraxis) wurde beschLossen) die weitere Behandlung dieser 

Frage jedenfalLs zunächst der Wiener Gruppe zu überLassen} d~e 

auf diesem Gebiet gemeinsam mit dem Europarat bereits wichtige 

Vorarbeiten geLeistet hat. Die Rrbeitsgr~ppe sieht dem Ergebnis 

der Beratungen der Wiener Gruppe mit großem Interesse entgegen 
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und behält es sich vor, darauf zum gegebenen Zeitpunkt zurückzu­

kommen. 

Zu Punkt 9 der Tagesordnung <Weitere vorgangsweise - Rllfälliges) 

stellt die Arbeitsgruppe allgemein fest, daß bei Behandlung aller 

Fragen belreffend die Verhinderung der illegalen wanderung auf 

die Genfer Flüchtlingskonvention und insbesondere auf das Refoule­

ment-Verbot entsprechend Rücksicht zu nehmen ist. 

Hinsichtlich der weiteren Vorgangsweise sind aLle Teilnehmerstaa­

ten l die an bestimmten hier behandelten Fragen besonderes Interes­

se haben) eingeladen, ihre Ber'eit~chatt zur Mitarbeit im betr~i­

fenden Unterkomitee dem nominierten direkt_und unverzügLi~h Vor­

sitzenden mitzuteilen .. 

Die einzelnen Unterkomitees werden gebeten, ihre Arbeiten so zu 

pLanen und durChzuführen, daß sie bis sp~testens Ende März dieses 

Jahres abgeschlossen werde~ kbnnen, damit die Arbeitsgruppe ihre 

nächste Tagung Ende RpriL/Rnfang Mai 1992 abhaLten kann. Die 

Rrbeitsgruppe hat mit Dank, die Einladung der Regierung des G r­

o ß her zog t ums Lux e m bur g angeno~nen) ihre 

näChste Tagung in Luxemburg abzuhalten. Das Präsidium wird den. 

genauen Termin so schneLL wie rnöglich festlegen und aLlen Teilneh­
mern mitteilen. 

Das Präsidium wird die Arbeiten der Unterkommissionenmit dem 

Ziel koordinieren, Uberschneidungen ebenso wie Lücken zu vermei­
den. 

Abschließend sprach die Arbeitsgruppe, dem Land Steiermark und 

der Stadt Graz. ihren Dank für die erwiesene Gastfreundschaft 
aus . 
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SChlußkommunigue 

der Ministerkonferenz über Maßnahmen zur Eindämmung 
illegaler Einreisen aus und über Mittel- und Osteuropa 

Auf Einladung des Bundesministers des Innern der Bundesrepublik 
De~tschland haben sich in Berlin am 30./31. Oktober 1991 die 
zuständigen Minister Albaniens, Belgiens, Bulgariens, 
Deutschlands, der Tschechoslowakei, Dänemarks, Estlands, 
Frankreichs, Griedhenlands, Großbritanniens J Irlands, Italiens, 
Jugoslawiens, Lettlands, Litauens, Luxemburgs, der Niederlande, 
Osterreichs, Pol~ns, PortugalS, Rumäniens, der Schweiz, Spaniens, 
der Sowjetunion, der Ukraine, Ungarns und Weißrußlands getroffen 
und haben 

I 0 

mit dem Ausdruck der Befriedigung darüber, daß die tiefgreifenden 
politischen Veränderungen jetzt einen freien Reiseverkehr in ganz 
Europa ermöglichen,· wcis eine Voraussetzung für die Erhaltung und 

. Entwicklung freier Gesellschaften ist; 

unter Bekräftigung der Erwägungen und Forderungen der Minister­
konferenz über Wanderungsbewegungen von Personen aus den Ländern 
Ost- und ~itteleuropas am 24./25. Januar 1991 in Wien; 

unter Berücksichtigung der Verpflichtungen, die sich aus der 
Genfer Konvention vom 28. Juli 1951 über den Flüchtlingsstatus 
und dem Protokoll von New York vom 31. Januar 1967 ergeben; 

angesichts der Zunahme der Wanderungsströme aus den und über die 
Staaten Mittel- und Osteuropas in die westeuropäischen Staaten; 
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in der Erkenntnis, daß international operierende Menschenhändler 
in ausbeuterischer Absicht zunehmend Menschen in den Herkunfts­
ländern mit falschen Versprechungen über die wirtschaftlichen und 
sozialen Lebensbedingungen in den Zielstaaten zur Auswanderung 
veranlassen, sie durch hohe Schleuserforderungen teilweise zur 
Aufgabe ihrer gesamten Habe bewegen und einem häufig leidvollen 
Dasein ausliefern; 

in dem Bewußtsein, daß unkontrollierte Wanderungsbewegungen in 
den gegenwärtigen Größenordnungen für die Stabilität aller Länder 
und' für die harmonische Entwicklung der Beziehungen zwischen den 
eUDopäischen Völkern eine Belastung darstellen; 

im Hinblick darauf, daß die Ziel- und Transitländer erhebliche 
Mittel zur Bewältigung des Zustromes aufwenden müssen, die 

sinnvoller für die Beseitigung der Ursachen der Wanderungsbewe­
gungen eingesetzt werden könnten; 

11. 

gemäß dem Grundsatz gutnachbarlicher Zusammenarbeit - der in der 
Charta von Paris als ZeiChen des Beginns eines neuen Zeitalters 
in Europa festgeschrieben wurde - die gemeinsame Verantwortung 
aller teilnehmenden Staaten und ihre Solidarität mit den Erst­
aufnahmeländern, insbesondere. bei Mas~en~anderbewegungen, festge­
stellt, bei voller Würdigung des hohen Wertes der Freizügigkeit 
den illegalen Wanderungsbewegungen mit Entschiedenheit und ge­
eigneten Mitteln entgegenzutreten, und die Anwendung sowohl 
kurzfristig als auch mittel= und langfristig wirkender Strategien 
und unterschiedlicher Instrumente für erforderlich erachtet. 
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I11. 

folgende Maßnahmen beschlossen: 

1. Zur kurzf~istigen Verhinderung oder Eindämmung der illegalen 
Einwanderung werden die teilnehmenden Staaten 

die Bekämpfung der Schleuserkriminalität nach einem gemein­
samen taktischen Konzept verstärken sowie gegen die unerlaubte 
Beschäftigung illegal eingereister Ausländer vorg~hen, dazu 
jeweils Sachinformationen, insbesondere öber SChleusungswege 
und Methoden der Fälschung von 1dentitäts- und Reisepapieren 
austauschen und för die übermittlung personenbezogener Daten 
die rechtlichen Voraussetzungen, insbesondere durch den Ab­
sChluß von'Regierungsabkommen, schaffeni 

gröndliche Kontrollen an Straßen- und Eisenbahngrenzöbergängen 
sowie auf Flughäfen und in Seehäfen nach möglichst 
einheitlichem Standard durchföhren, dazu wirksame Verfahren 
festlegen zur Feststellung und Unterbindung illegaler Ein­
reisen einschließlich illegalen Aufenth~lts unter dem Vorwand 
touristischer oder geschäftlicher Besuche und sich in dem 
Zusammenhang insbesondere anhand mitzuföhrender Belege und 
Nachweise über Ziel und Bedingungen des Aufenthaltes vergewis-
serni 

die überwachung der Grenzen außerhalb der Grenzübergänge durch 
Einsatz mobiler Kräfte in lageangepaßter Stärke an erkannten 
oder vermuteten Schwachstellen soweit erforderlich intensi­
vieren und dabei in enger Abstimmung bis hin zu Absprachen 
über eine Schwerpunktverteilung des Grenzschutzpersonals auf 

,der Basis gemeinsamer Analysen und aktueller Lagebilder 
handeln; 
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eingedenk ihrer Verpflichtungen aus dem übereinkommen über die 
Internaticinale Zivilluftfa~rt die auf ~hren Flughäfen verkeh­
renden Luftfahrtunternehmen bei der Erfüllung der Aufgaben 
nach Standard 3.37 unti 3.37.2 von Anhang 9 zum vorgenannten 
übereinkommen unterstützen, ferner darauf achten, daß die 
Luftfahrtunternehmen am Abflugort das Vorhandensein der für 
den Zielstaat erforderlichen Grenzübertrittsdokumente 
kontrollieren, und Sanktionen gegen solche Luftverkehrsunter-
nehmen vorsehen, die Ausländer ohne die Dokumente in ihr 
Hoheitsgebiet verbringen; entsprechendes gilt für Unternehmen, 

die Ausländer auf dem See- oder Landweg befördern; 

der sich aus dem völkerrechtlichen Grundsatz der guten Nach­
barschaft ergebenden Verpflichtung nachkommen, Personen 
zurückzunehmen, die aus dem eigenen Staat illegal in einen 
anderen Staat eingereist sind und von diesem sobald als mög­
lich oder nach Maßgabe bestehender Regierungsabkommen 
zurückgeschoben werden; 

eventuell zwei- oder mehrseitige Rückübernahmeabkommen und 
Vereinbarungen über die zügige Durchbeförd~rung von ausreise­
pflichtigen Pe~sonen abschließen, soweit solche noch nicht 
bestehen; 

dafür Sorge tragen, 
und in jedem Fall 

daß rückübernommene Personen unverzüglich 
in die Ausgangs- oder Heimatstaaten 

verbracht werden, soweit die Betroffenen keine Bleiberechte 
besitzen; 

sich gegenseitig beim Ausbau der Infrastruktur der Grenzsiche­
rung, insbesondere bei der Ausstattung und Ausbildung der 
Grenzsicherungskräfte, einschließlich d~r. Kommunikation und 
der Informationsverarbeitung, unterstützen; 
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Möglichkeiten untersuchen, die Modalitäten und Kriterien fGr 
. () 

einen teilweisen Ausgleich finanzieller Ungleichgewichte zu 
definieren, die infolge der Ab- und ZurGckschiebungsmaßnahmen 
entstehen. 

-
2. Die ~tinister werden die zuständigen nationalen Stellen' ersu-

chen, die Sichtvermerkspolitik im Rahmen des Möglichen und im 
Geist gemeinsamer Verantwortung anzunähern, um zu einer besse­
ren Eindämmung des Einwanderungsdrucks beizutragen. 

3. Zur DurchfGhrung der unter 111. 1. aufgefGhrten Maßnahmen 
werden die teilnehmenden Staaten eine Arbeitsgruppe bilden mit 
dem Auftrag, unverzüglich Realisierungsvorschläge, 

i~sbesondere zur wirksamen Bekämpfung der Schleuserkriminali­
tät, zu unterbreiten, soweit solche Vorschläge nicht bereits 
in bestehenden Arbeitsgruppen unter Einbeziehung der teilneh­
menden Staaten geprüft werden oder geprüft werden können. 

IV. 

alle an der Wie~er Ministerkonferenz Gber.Wanderungsfragen vom 
24./25. Januar 1991 beteiligten Staaten aufgefordert~ zur mittel­
und langfristigen Beseitigung der Ursachen ~er Wanderungsbewegun­
gen die in der Wiener Abschlußerklärung enthaltenen Empfehlungen 

umzusetzen, insbesondere folgende Vors~hläge: 

eine aktive Zusammenafbeit, um in den Staaten eine Politik und 
Fördermaßnahmen zu entwickeln, die dazu geeignet sind, unge­
ordnete Wanderungsbewegungen einzuschränken; 

die Möglichkeiten einer wirtschaftlichen Zusammenarbeit in den 
Grenzgebieten zu fördern, um grenzüberschreitende Arbeitnehmer­
tätigkeit zu ermöglichen; 
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- Vereinbarungen zwischen interessierten Teilnehmerstaaten, 'die 
Ausbildungs- und Beschäftigungsmöglichkeiten für eine bestimmte 
Dauer vorsehen, wie z. B. Arbeit im Rahmen von Verträgen zur 
Verwirklichung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit oder die 

. Beschäftigung für kurze Dauer vo~ Arbeitern, vorausgesetzt, daß 
diese Arbeiter den Schutz der Sozial- und Arbeitsgesetzgebung 
genießen; 

Bemühungen um eine engere Zusammenarbeit, um die wirtschaftli­

che und soziale Wiedereingliederung von Personen zu er­
leichtern, die freiwillig in ihr Heimatland zurückkehren; 

- ein Informationssystem zu schaffen und Informationen über die 
Lage des Arbeits- und Wohnungsmarktes in den betreffenden Län­
dern auszutauschen, um die Bevölkerung in geeigneter Weise über 
die tatsächliche Situation aufklären zu können. 

Die teilnehmenden Staaten sind sich darüber einig, daß die ge-
I 

sellschaftliche und wirtschaftliche FortentwIcklung in den 
Heimatstaaten langfristig die wichtigste Voraussetzung dafür 
bildet, den Menschen dort wieder eine berufliche und soziale 
Perspektive zu geben, die sie in ihrer Heimat bleiben läßt. 

Berlin, 31. Oktober 1991 
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Grundsatzfeferat von InnenministerFranz Löschnak über Fragen' der Migration vor Europas Sozialdemokraten' 

JElhmle ~ktiiVte IUllDHdl § ttcelUleJrlTIl@e § (Q)7lii~lilP «J) lii ttiik 
Ich freue mich; als Gast&eber BQ Eindruck hätte. aeln Heimatland 
boohranglg. und 'SO' zahlreiche aus Fun:ht vor politischer Verfol-
Vertreter der europäischen Sozial- gunS veflauen mUsan, und daher 
demokratie In Wien bearUßen zu primlr den Schu.tz deo Aufnahm .. 
dUrfen. Eine Stadt, deren SozIalde- otaates benötigte. lot das vorrangl-

~~::~:bf:~e "lrun~::~~::! lin~~~ "':t~:SI;:tri~:e~:~~~~ 
der Zuwanderer Ende da4 vorigen wn fUr die Dauer dao VerfahrenD 
Jahrhunderts groß geworden Ist, Ist gewährte vorläufige Aufenthalts-
ein guter Platz !\Ir ein solches recbL 
Gespräch.' Wir sehen insbesondere bel Asyl .. 
Es ist nicht des er.ta Mal. daß 8ieh werbern aus Osteuropa. daß die 
Politiker aus ganz Europa in Ölter- meisten von ihnen in ihrem Asyl .. 
reich zusammenfinden, um über antrag nicht einmal mehr Vertol. 
Fragen der Migration zu dlskutie· gungsgründe nach der Genfer Kon. 
ren, Vor etwas mehr als einem Jahr venlion anführen. Sie berufen sich 
traten sich hier dio europäischen allein dars\JC, daß dia Lcbenslliitua ... 
Wanderungsminister auf meine In.. tion In ihrem HeimaUand aus 
itiative zu einer großen' Konferenz akonomischen Gründen sich 10 
Ober Ost-West-Wanderung unter entwickelt hat. daß sie keine Zu-
der SchtrmherrochAlt des Europa.. kunft sehen und eine neue Zukunft. 

j~~:~,i~o~~~~~:~e1~~g~~~~g~ ~ta~:!'n r:~~:~e:e!~~r:~~~!ti~~~ 
kollegen aus don mittel .. und osteu· e. ihnen dann während der Zeit 
ropäischen Staaten zu einem Tret.. des vorläufigen Aufenthalts eine 
fcn zum selben Thema bitten; bel Arbeit.sgenehmigung zu erhalten. 
der Berliner KonfereM der eutooo 80 ziehen viele den Asylantrag 

~~Id:hd~' ~~~t8ee~nJ:h::~S~r~ d:~~~~~v:i~~~f~i:U~g~::n~~:~ 
Ö.terrelchdtaverantwortungsvol1e die ökonomiflChe Startchance Ihr 
Aufgabe übertra~en, die Aktivitä- elgenUiches Anliegen war. 
ten im internationalen Bereich Dieser Entwicklung müssen wir in 

~~~~~pperu~~~,en !~te::~dt~~~ ~~~~~~~ag~~IEs g~:T~~~a:. 
ren. 1m Asylverfahren dafür vorz~sor-
Oie heutige Veranstaltung unter- r;:n. daß möglichst rasch eine 

::~QI:::I~~~g d~(::~ ~g~~r:h w~~~h~~~nlin!=~~~~~~ ~~t 
w04ent.lichon und besonders G.... linden kann. Di'Dem Ziel kann nur 
freuHchen Umstand: durch die durch eine sehr schnelle Prüfung 
'rauache, daß es in unserem. Rah.. ReChnung gelfagon werden. bei 

~~~elm~~~ena)~~~ d,:;l~~ro~:'~ ~:W:f:.~f:lI!..J:CS"o'!, FkÖJ~ne~[Of~ 
~ch~e~a~;~~1::U~,:!~~~)l~~ ~~~i;: r.:e~b!~rü~l!:~!i.ag ofIensicht· 
mir einerseits leichter zu sein als Hier sollten wir zwar nicht vom 
der Versuch. über poliüsehe An- Grundsatz abweichen. daß eine 
&chsuungsunterschiede hinweg zu Uberptüfung des E' elf 11 t 
gemeinsamen Positionen zu fin.. wendig ist; es gibt ab~; ve~a:~i~de: 
den; ande:rseit.s halte ich gerade ne Möglichkelt.en I . d ff 
diesen Rahmen für besonders ge- aichUich unbegrÜnd~tc~n Falj:~ 
eignet. um zukunftswelsende U)... diese ElnzeUallpri.l.fung zu erleich .. 
Bungen anzubieten. Ist doch die tern: Asylwerber. die selbst keinen 
Sozialdemokratie aufgrund ihrer FJucbtgrund im Sinne der Konven .. 
hlstorischen .Tradltion und, auf- lion angeben. Asylwerbe:. die sieb 

=tf;u'::: ~~U:~:~'.?7:~3:; =::::~~~e:'aO::t~!~~~t:~n~= 
,~t~~:f"ror.-.rIt·ProX:l~:::"'3tr . ~~ ~;i~rid~~·ti~i~ w~r~~:; 
InternaUonalen Migration nnzu- un~n lassen und Alylwerber. 

~!:~: ~:o=t~h~~::::~n:" ~~ .. n~:m:::~:Gte~o:::,~n;:ö~; 
Maßnahaien. sondern auch um Bewe1s1ast zu. tragen haben und in 
aktive und steuernde SozlalpoUlik ein Verfahren einbezogen werden, 

fi!ßt;,.t:'e::-,~n, d~O: Z!:'!~d: =:'I~~:I.:'torlige Entscheidung 

~~g:!~~e!:'d~n:~U~U:nH~~:: Konlequenterwelse mUssen alle .... 
wanderungsländer notwendig sind; dings in den Fällen. In denen ein 
Wir wissen. daß die europäischen Asylantrag als ollenbar unbegrün ... 
Auswlrkunsen dar internationalen ~:~:~rl~~t ~ic~~::Ö:!~~: 

. ~!ft:f:t,~h~n:a;,'!rot:r u.:r~~~-: worden. Diese kOnnen woht nut 
UJUU!änglichkeiten zusammen-' darin bestehen. daß mit d.r negeti. 
hängen; wir wtsaen. daß wir eine ven Entscheiduna; auch das vorläu .. 
Balance zu finden baben zwischen 
der Sicherung der Menschenrechte 
auf ,der einem Seite und der 
Aufre<hterhallung öUentilch.r SI. 
cherheit aul dor anderen Seite:. wir 

k:n:r':~:nenl:: ~~:::~h:~; 
lllgraUonspolilik lind den MiII­
ctlnden auf dem privaten Arbeits­
markt und auf d.m privaten Wob. 
nungsmarkL 
Eo müßte daher zUmindest Im 
Rahmen 'der Sozialdemokratie 
möglich sein, ausgewogene und 
Integrierte Koazopte zu enlwil<-

. kein. 010. balte Ich. auob fUr 
beuonde •• dringlich, weil die Hal- . 

:tung zur ZuwanderungspollUk elnG 
'der Zukunlt.olrsgen der europAi. 
-schen Sozialdemokratie iaL Sie 
wird wie kein. andere poliUsche 

,.Strömung daran gemessen werden, ' 
'ob 'sia ·mit diesem Phänomen 
zurechtkommt und sie wird wie 
keine andere politiSChe Strömung 
'darunter zu leiden haben. wenn es 
ihr nicht gelingt. für die große 
Mehrheit der Bevölkerung akzep­
table Angebote zu machen. ' 

, Ich habe in der Vorbereitung dieser 
Tagung klargestellt, daß Osterreich. 
von der Süd-Nord .. Wanderung we­
niger betroffen ist. Ich möchte 
daher bei meinen einleitenden 
Ausführungen diesen Aspekt bei­
seite lusen und mieh auf die 
Ost.West.Wanderung und dabei 
out folgende Aspekte beziehen: 
o auf den Bereich des Asylwesens, 
C auf die Notwendigkeit der inter .. " 
nationalen Koordination der Mi­
graUonspolitik, 
o auf den Aspekt der HUfe für die 
potentiellen Auswanderungsländer 
und 
C auf Möglichkeiten zum Abbau 
oder zur Vorbeugung gegenüber 
FremdenCeindlichkeit in unseren 
Ländern, 
ASYLWESEN 
Die westeuropiiischen Staaten se .. 
hen sich auf dem Feld der ,Asylpoli .. 
tlk mit einer deutlichen Änderung 
in der Zusammensetzung und den 
~totlvEn der Asylwerber konfron_ 
tl\~rt, ,Wahrend noch vor wenigen 
Jahren ein großer Teil der Asyl­
werber zumindest subjektiv deo 

flge Auf.nth.llIo .... ht zu Ende geht \lnd die dann notwendigen frem .. 
denpoU .. ilichen Maßnahmen ein-

. setzen. 

Nur wenn wir aut diese Weise die 
Asylverfahren entlasten. wird es 
auch möglich sein, jenen. die 
tatsächlich Asyl benötigen, nicht nur eine rasche Klärung ihros 
Status, sondern auch in weiterer 
Folge die notwendige Hilfestellung 

~~~eDj~~tef;:tii~ ~~::~e:s~ k~~; 
tatsächlichen Flüchtlinge dringend 

~~~!:~~n~ -:~~:~d~:c7st~e~~~ 
Mißbrauch des Asylverfahrens ge~ 
genzusteuern. 

W11' sJnd sicher nicht in der Lage, 
allen jenen angemessene Arbeits-

c:::~ z~n~ön~~~nd::8l~huk~!~~ 
Staaten einwandern mlkhten. Hier 
1m Bereich des Zuwanderungs­
rechts scheinbar liberal zu sein, 
ohne aber die notwendige soziale 
Infrastruktur anbieten zu können, 
bedeutet in \Vahrheit, die Emwan~ 
derer ihrem Schicksal zu überlas .. 
sen und ihnen selbst die gesamte 
Bürde der sozialen Integration 
aufzulasten, Eine solche Vorgangs. 
weise halte ich aber gerade als 
SOZIaldemokrat für politisch nich~ 
vertretbar. Sie ist unsozial. weil sIe 
Menschen in SaCkgassen schickt 
und praktisch 6chul.l,los der Aus. 

Vor Vertretern .der europäischen Sozialdemokratie 
hielt Innenminister Franz Löschnak kürzlich ein 
Referat über Fragen der ,Migration. Wegen der 
grundsätzlichen Bedeutung der Ausführungen 
Löschnaks veröffentlich die'" Wiener Zeitung" den 
Vortrag nachstehend im Wo~tlaut. . . 

Innenminister Franz Löschnak 
beutung auf dem Arbeitsmarkt und 
ouf dem WOhnllnglmor!<1 ~ISj!I\>1: 
EINWANDERUNG i 
,~ :-:i.~c:~"~'\\'!'e"'h"'"g tr'!t ~~""'~h'''''~''' 
m~i~ wea:enUl~h größeren ONPpe 
jene:, PerSonen. die olme poHt.ische 
Verfolgung nach W •• tellropa 111. 
wandorh wollon, orworto loh fOl­
gende Entwicklung: . 
Wir alle hoUen auf eIne dauerhafte 
Entspannung in Jugoslawien und 
dessen Nachfolgest8aten. was dazu 
führen wird. dan mltteilrisUg die 
Zahl der Asylwerber und . der 
ZuwanderungsWillisen aus Jugo­
slawien abnehmen wird. Aueh In 
anderen ost.europälsc:hen Staaten 
wie insbesondere Rumänien und 

!~~~~!!t~rU!J~~:te~~ceh ;:bfl'~!: 
ru.na des ZuwanderunasdNcks Ib. 

Inwieweit die konotant sein wird, 
wird wesentlich von der ökonomi .. 
schen und sozialen Entwicklung in 
diesen Staaten abhängen. Hier bin 
Ich gerade aufgrund eines jüngsten 
Besuches in Rumänien nicht davon 
überzeugt. daß sich die wirtschaft-

~t~~~lis~~;~~ti~~d.b8Id nachhaltig 

Die große Unbekannte Ist für uns 
alle die künftige Entwicklung in 
der Gemeinschaft Unabhängiger 
Staaten. Hier beobachten wir zwar 
derzeit noch keine massive Aus .. 
wanderung, jedoch sind die Ver­
hältnisse dort so instabil, daJl sich 
dies in kurzer Frist ändern kann. 
Ich gehöre nicht zu jenen. die do,s 
Schreckgespenst einer in die Mil. 
lionen gehenden Auswanderung 
aus den Staaten der aus befürch­
ten, wir würden <:Iber insgesamt gut 
daran' tun, uns auf die Möglichkeit 
größerer Auswanderungsbewegun ... r:: aus dieien Staat.an einzUll.el-

Ich glaube. daß wir gegenüber den 
Migrationswünschen DUS den ost. 
europtuschcn Stallten eine klare 
politische. Grundholtung fixieren 
sollten: Die Behauptung, daß etie 
westeuroptilschen Staaten von d(!n 
Anderungen der letzten Jahre 
überrascht worden seien und mit 
der Vehemenz, mit der sie vorher 
fur eine Öffnung der Grenzen 
aufgetretery sl,nd, nun angeblich tür 
eine Restriktion der RelscCreiheit 
eintreten wurden. ist falsch. 

Foto: Votava 

Wir sind nämUch nach meinem., 
Versliindnis immer für die Reise­
freiheit, nie aber fUr die Auswan­
dei'ungisfrelhell . elhllOtreten. ,Wir 
ateUen ~una. auch 'jetzt alebt, gegen 
d.le I\,isef~iheit" .. nc(ef'" Ie.9.l8Uch 

~:~~;~r;:i~:~':.1::~ Zdi~:~ 
belden Freiheiten besteht. eIn g.o­
ßer Unterschied. Reisefreiheit ver­
stehe ich als Grundrecht, Zuwan­
deNngsfreiheit als eine poUUsche 
Forderung. deren RealiSierungs­
möglJchkeiten sich primär an den 
Ciegebenheiten der Zuwende­
rungsländer zu orientieren' haben. 
Insorern hat sich also der Stand­
punkt der westeuropäischen Staa. 
ten nicht geändert, sondern das 
~r:~:dr;i :;~~ 8D seht. .i8& nicht 

Grundsätzlich kann allerding •• Ine 
seplante Zuwand.rungspolllik der 

:::~U;l!~~:~:: aof~a!!':nn ~~! 
:~~o::rel\m u~~o '~Ch~~~::renn~ 
habe leb schon vor einiger Zelt den 
Abschluß einer europlUschen Wan .. 
derungskonventlon vorgeschlagen. 
die von lolsenden' Gnmdlätzen 
geprAgt sein 1011: I 

o ,Die EInwanderungsstaaten neh .. 
men Zuwanderer nur in einem 
rechtlieh geregelten Verfahren und 
Im Rabmenvon bestimmten QuO­
ten auf.:· "': , . 
o EinwanderUng oOU ~ur: aolc~p 
Personan sestattet oeln. ,"die 41th 
"om Heimatstaat aus um Einwan­
derung bemühen. nicht aber Uleia­
len Gr.nzgängern. 
o Die Einwaftderun'gaquoten mUs-­
sen sich nach den Prioritäten des 
Arbelismarkte •• Wohnungmarktes 
und der Ausbildungskapuitäten 
der Einwanderungsstaaten . rich-
ten. ' 
o Zwischen Aufnahmestaaten und 
Herkunftsländem sind Wirksame 
Institutionen der gemeinsamen 
Planung zu entwickeln. 
IJ EinwMderern mu.ß eine ~ale 
Chance aw vollständige Integra .. 
tion in einem absehbaren Zeitraum 
gegeben werden. 
D Zur Durchführung dieser akkor­
dierten Einwanderungspolitik 
brauchen wir ein Instrument. das 
der Genfer FlüchUingskonvenüon 
und ihren Institutionen in seiner 
LeistungsCähigkeit vergleichbar 
1st. ' 

HILFE FtlR HERKUNFTS­
LÄNDER 
Wenn Irgend jemand I~ der Ver .. 
gangenheit daran gezweifelt hDben 
sollte. daß das wesentliche poHü ... 
sc he Element in der Bewdltigung 
von Wandel'ungsprOblemen bel 
Maßnahmen liegt. diE> in den Hor ... 
kunftsstaaten zu setzen sind, so 
müßte er durch die jugoslawische 
Entwicklung eines Besseren be· 
lehrt worden sein. Gerade dieses 
Ucispicl zeigt uns doch, daß Inter­
nationale Kooperation niemals ef­
{ektiv bei der Bewältiguns der 
Symptome Im Zuwanderungsland 

ansetzen kann. sondern slc:h an die soziale Ruhe zu bewahren. Ieh 
Ursachen heranwagen muß: ni(:ht spreche mich für die zweite Alter-
die europäische Zusammenarbeit. native 8ua: dies nicht zuletzt auch 
bei der Aufnahme zigtausender aus aus grunclsät.t.lichen nozlalen Ober ... 
Jdu .. g0Pro'lawbll.emn.'uoelinodbeernne!IBnu."rgereIÖmS! lesungen. 

t' Zua EIl lat unoere AufsabG. für Zuwon .. 
menarbelt, die den !(rIesin diesem derer nicht nur den Grenzübertritt, 

,Land beendeL . ' oondem auch ArbeilllplatzG und 
Oerade 111 diesem Krelu, der mit Wohnungen vorauszuplanen und 
den Staaten der europäischen Ge- sicherzustellen. Nur unter diesen 
meinschaften einen der leistungs- Voraussetzungen Ist ea möglich, 
fäbigsten wirtschaftlichen Blöcke den Bevölkerungen In den Zuwan~ 
unserer Welt repräsenUert. Ist es derungsländem die Angst vor der 
notwendig,eutunseregemelnsame Zuwanderung:zu nehmen und da .. 
Verpflichtung hinzuweisen. daß mit den wesentlichsten BoHrag 
ganz Europa mit den Auswande.. gegen das Entstehen von Xenopho .. 
rungsstaaten Solidarität beweisen ble und Rccht.sradikallsmus zu 
muß. Dies bedeutet wirtschaftliche Ici5~en. 
und fintlrnielle Hilfe zur Lösung Denn Oll muß uns klar sein, daß wir 
der Situation In jenen Staaten, die in den ZuwandcrungsWndcrn auch 
sieh an der Schwello zu einer Arbeit in dcr ßewußUolnsbildung 
~eordnelen demokratischen und zu leisten hilb('n, In ollon unseren 
ökonomisc.hen Entwicklung belln.. Stoaten gibt es ausreichend Viele 
den. und ausroit,:h~nd S(lwlssenlQ5() 
Konkret möchte ich dies aur Jugo- Demagogen, die aus den reillen 
slawien im allgemeinen und den Schwierigkeiten, welche immer 
Kosoyo 'im besonderen beziehen. mit Zuwanderung verbunden sind. 
weiters auf Rumänien und Bulga... politisches Kopitol schhlgen wol-
rien und auf die westlichsten len. Sie bieten scheinbar einfache 
Staaten dar OUS. nämlich Weiß. Lösungen wie den absoluten Zu .. 
rußland. die Ukraine. Moldavicm wanderungsstop oder die gesetzli-
und die europäischen Teile der che Diskriminierung von Zuwan-
russischen Föderation. Dabei wird derern an, Sie erwecken damit 
es notwendig sein. nicht einlach auch ganz bewußt den Eindruck, 
Atmosen zu spenden, sondern die schuld an den Problemen seien die 
Mittel gezielt lum Aufbau neuer Zuwanderer und mit ihrer Abwehr 
SLrukturen oinZ\llouen. .,.' könnte man olle BOlialen Schwie .. 
Die wirksamste 'MaDnahme zur rigkeiten, die in einem Land beste .. 
Verhinderung de.r negativen Fol- hon. auch vermv!don. 

geenrbed.e.re~~n·lkge~ranLed~~~~~tt~!t~~ Leider machen wir Qlle die Erfah p 

V ... rung, doß lolche simple Argum,ente 

Wen~e~U~~:d~:d:1~~fSJ~~dt~~ ~~~ht~!~~:hI:n~ta r;~d:~~r ~~~~~~ . 
:i~::~~'i{~iI(iür os~eu:'t!~a ~~r~ Auf,obc!. diosor popuUaUachen Ar ... 

leolzl!e.drh"eösh.t'Mw"teterdl.)~ewlnel'l.welnltenre~ f~ro;~~~~~onn e~i:,!~cet;;!~~:t~~~l.i~\~ 
... a> .- der wir einerseits kJarmachen kön .. 
ataatlich zur Bekämpfung von KJi.. nen, doß es uns möglich ist, die 
sensymptomen aufgewendet wer~ Probleme der Zuwanderung in d"" 
den müs.en. Orut zu bekommen und anderseits 
Was das reiche Europa, die reichen zu sagen, daß Haß auf Fremde und 
00- und EFTA .. Staaten. nicht. jetzt Abwehr von Fremden sicherlich 
den Hungerzonen, Attika, und . bestehende Probleme nicht lösen 
'Ostasiens an Hure !)leten und WaD ' wird. Duu gehört auch die Weiter .. 
ale nicht i,et&t au in gabe.yon Informationen darüber. 
Osteuropa 'zur~V " wotche positiven EUokta Zuwande-
~!'1l~c"l~~c~ -~'!i!~~Nte. f' ' "I, d~~ ru,~g in t!lntun btl':.ümlUiMti hi.lSmaZ 
.,.. ..... ,~...... ..~" IhEiatUPU·enred ~aUiuc' nhdewrnOI!~r' hleßr g·oh..'l~nt t1mW.~ber·Zliwaoideruril .. Ib'!"' ~ h ~ 

~~::;on~~~'~':!~~ d/.:i
S :!~ ~:.'l; wird, 

Weg Iwe.lfellQs der bilUgere.. Je entschlossene., Je besse. a,gu-

Ich befürworte, ein Sonderpro- :Ü:nUe~r;I; ~~r:faufri~'!:~~~:J: 
gramm, 'der westeuropäischen Sozialdemokratie unsere Position 
Staaten, und der internaUonalen vertreten, um so eher wird es uns 
Organisationen für die osteuropät.. auch möglich ,ein. den Aktions-
sehen 'AusWanderungsländer. Es spielraum rechtsextremer poliU ... 
iU~l;ne~nS~~:~e:be~:s~:1:~~= :~~r ONppierungen zu besren .. 

d;:'lC!lci:~ü·:~;t~nd ~t:ts~::3~ Wir not1ten In unserem Oasprich 
chor Strukturen: olno akkordierte aber nicht dOllon QuogQhon. daA 
Einrichtung von Wanderungsatta- Internationale Konferenzen und 
ehb. unserer welt.8uroplüachen gemeinsame RolOlutionendao Pro-
Staaten in den Auswanderungslän.. ~8~ ~~d~l~e.;::a~iDD~:uc::r::~~~~ 
dern ebenso wie RUekkehrpro-
sramme tür ehemalise A.ylwerbGr; :~~n~~:w~~~~~n\e:n,:n,,:~h~a~ 
die InsUtuUonalislerung des Dla- nahmen zu setzen. Für, lange 
~:ft~~~:~h·~e~·n Ä~.!,~lri~::'u~:!: Vorberol tungen und komplizierte 
'und der EinwanderunSllt.aaten. ~:rff~re~i:~!;n~~r~~o~l~ E~r; 
DER AUSLÄNDER- europäisch. Zusammenarbeit muß 
FEINDUCHKEIT·VORBEUGEN bei der Bewältigung der Migr •• 
Ich teile die Auffassung des Clubof tionsprobleme neue und unkon .. 
Rome, wonach Europa in den ventionelle Wege gehen: tiber be .. 

~iehr:gv;:hba~~nJ:~ ~~!'~d~ ~~~~~~?e8bS~:a~~:~f:~~!~~~ndl~ 
~~n ~n"s:~::i\ ':''b:~d.':t~g: &~~'l:~~c~~~e~:ri:~~!~·II:u\': 
ein AbGinken. deo Lebenaatan. .zient., " ' 
daid.:·cc:hwera· Interne' Venel- . rar U/lJloron Kral. Bil~ daß IU lilIen 
~~~~~::::~:rr:~dü~hte~!ds~: ·diesen Vorgaben noch ein Grund .. 
Rechtsradikalismus In Kauf zu r~i~~fw~i~~,k~~m~~~~g~nke~ 
nehmen: oder aber durch Ordnung det intornationalen SoUdarlUit und 
und Beschränkung der ZUwande.. der sozialen Verantwortung gatte .. 
rung ökonomische Sicherheit und gen .eln •. 
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REIPUBlDK ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM FOR INNERES 

1014 WIEN, Postfach 100 

Bel Beantwortung bltts angeben 

Zahl: 98. 021/18-SL III/9i 
OVR: OOOOOli1 

Betr.: unterstützung von de facto-Flüchtlingen 

aus Jugoslawien. 

vortrag an den Ministerrat 

Eine Reihe von Hilfsorganisationen sind an das Bundesministerium 

für Inneres mit dem Ersuchen herangetreten} Möglichkeiten zu 

überlegen} aus Mitteln des Flüchtlingsbudgets des Bundesministeri­

ums für Inneres rasch wirksame Hilfe für de facto-Flüchtlinge aus 

JugosLawien zur Verfügung zu stellen. 

Nach den dem Bundesministerium für Inneres vorgelegten Angaben 

ist eine größere Zahl von jugoslawischen Staatsbürgern nach öster­
reich geflohen und hat hier vorerst bei Bekannten} Verwandten} 

Freunden oder Hilfsorganisationen Unterkunft gefunden. Aufgrund 

der Situation in Jugoslawien zögern aber viele Angehörige dieser 
Gruppe} einen Asylantrag einzubringen} da sie ihren Aufenthalt in 

österreich nur vorübergehend bis zum Ende der Kämpfe in ihrer 

Heimat planen und danach wieder in ihre Heimat zurückkehren wol­
len. Aus diesem Grund kommt eine Aufnahme in die Bundesbetreuung 

für Asylwerber nach den Regelungen des Bundesbetreuungsgesetzes 

nicht in Frage. Es wäre auch nicht sinnvoll J ausschLießlich aus 

dem Grund AsyLanträge anzuregen} um allenfalls in EinzelfäLlen 
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notwendige materieLLe Hilfestellungen für diesen.Personenkreis 

bieten zu können. 

Das Bundesministerium für Inneres hat daher mit den HiLfsorganisa­

tionen und mit einigen ~mtern der Landesregier.ungen Kontakt aufge­

nommen und die MögLichkeiten geprüft, die Organisation der Unter­

bringung des genannten Personenkreises, eine allenfaLls notwendi­
ge medizinische Versorgung, die Unterkunft und die verpflegung in 

geordneter und einheitlicher Weise abzusichern. Dabei h~t sich 
gezeigt, daß mit einer Kooperation und Unterstützung sowohl durch 

die Hilfsorganisationen aLs auch durch Länder gerechnet werden 

kann. Das Bundesrninisterium für Inneres plant daher gemeinsam mit 

karitativen Hilfsorganisationen und den betroffenen Ländern fol­

gende vorgangsweise: 

Bei der HilfesteLLung für de facto-FlüchtLinge aus JugosLawien 
soLL einer Unterbringung in privatem Rahmen absoLuter Vorrang 

eingeräumt werden. Eine unmitteLbare Betreuung durch karitative 

Hilfsorganisationen wird angestrebt. Für die Absicherung der 

gesundheitlichen Versorgung dieses Personen kreises wird eine 

kLare rechtLiche Basis gefunden werden müssen, wobei in jenen 

FäLLen, in denen medizinische Leistungen nicht aufgrund zwischen­

staatLicher sozialversicherungsrechtlicher Verträge mögLich sind) 
eine Sicherstellung dieser Leistungen aus Unterstntzung~mitteLn 

erfoLgen soLL. Darüber hinaus soLL aus MitteLn des FLüchtLingsbud­
gets des Bundesministeriums für Inneres ein Zuschuß zur VerpfLe­
gung von de facto-FlüchtLingen in der Form gewährt werden, daß 

auf der GrundLage von Förderungsvereinbarungen mit den HiLfsorga­
nisationen diesen eine Unterstützung entsprechend der Zahl der 

Personen gewährt wird, die sie in privaten Unterkünften unterge­
bracht haben. 

Im HinbLick auf den voraussichtLichen Personenkreis) der der 

genannten Unterstützungsmaßnahmen bedarf und im Hinblick auf die 

grundsätzliche Bereitschaft von Hilfsorganisationen und Ländern, 
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ebenfaLLs in diesem Zusammenhang HiLfe zu gewähren} gehe ich 

davon aus} daß seiten~ des Bundesministeriums für Inneres mit 
einem Betrag von 5 MiLLionen SchiLLing für diesen Zweck für den 

Rest dieses Jahres das AusLangen gefunden werden kann. 

Ich steLLe daher im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finan­
zen den 

A n t rag } 

die Bundesregierung möge diesen Bericht zustimmend zur Kenntnis 
nehmen. 

Wien} am 18. September 1991 

Der Bundesminister: 

Dr. Lös c h.n a k 
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REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM FüR INNERES 

1014 WIEN, Postfach 100 

Bel Beentwortung bItte angeben 

Zahl: 98. 021/24.-SL 1II/91 
OVR: 0000051 

~.: Unterstützung von de facto­

Flüchtlingen aus Jugoslawienj 

Fortsetzung des Programms. 

MündLicher schriftLich vorgeLegter 

vortrag an den Ministerrat 

Eine Reihe von Hilfsorganisationen und Bundesländern sind an das 

Bundesministerium für Inneres mit dem Ersuchen herangetreten 

Möglichkeiten zu überlegen, aus Mitteln des FLüchtlingsbudgets 

des Bundesministeriums für Inneres rasch wirksame HiLfe für 

de facto-Flüchtlinge aus Jugoslawien zur Verfügung zu stelLen. 

Der Ministerrat hat meinen Bericht vom 18. September 1991 zustim­

mend zur Kenntnis genommen, in dem ich vorgeschlagen habe, vor­

erst einen Betrag von 5 MiLLionen SChilling für diesen Zweck zur 

Verfügu~g zu stellen und auf der GrundLage vertraglicher Vereinba­

rungen mit den Ländern und karitativen Hilfsorganisationen Subven­

tionen entsprechend dem tatsächlichen Bedarf zu vergeben. 

Die Vergabe dieser MitteL ist zwischenzeitlich erfolgt. Dabei 

zeigte sich, daß der Zustrom von Vertriebenen aus Jugoslawien 

weiter stark zunimmt und mit den ursprünglich geplanten Mitteln 

bei weitem nicht das AusLangen gefunden wird. Darüber hinaus sind 

nunmehr alle Bundesländer an das Bundesministerium für Inneres 

mit dem Ersuchen um eine entsprechende Kooperation herangetreten} 
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sodaß sich nicht nur in den bereits von Anfang an ei~bezogenen 

Ländern die Frage der Aufstockung der MitteL steLLt, sondern 

generell die Frage der Zurverfügungstellung von Mitteln für 

Hilfsmaßnahmen in den BundesLändern. 

Eine reaListische Schätzung ergibt, daß bei einem AnhaLten der 

derzeitigen FLuchtbewegungen aus JugosLawien ein Betrag von 

20 MiLLionen SchiLLing für den Rest des Jahres erforderLich sein 

wird, wenn weiterhin zumindest jene aus JugosLawien gefLohenen 

Personen, die keinen AsyLantrag steLLen wolLen, aber auch nicht 

bei Verwandten und Bekannten untergebracht werden können, in 

einer gemeinschaftlichen HiLfsaktion von karitativen Organisatio­
nen, Ländern und dem Bund vorübergehend versorgt werden müssen. 

Im Gegensatz zu dem in der ersten Phase zur Verfügung gestelLten 
Betrag, ist eine Bedeckung dieses Betrages aus Förderungsmitteln 

des Bundesministeriums für Inneres für Zwecke des FlüchtLingswe­
sens nicht mehr möglich, da nunmehr die Budgetmittel verbraucht 

sind. Eine Bedeckung käme daher nur mehr zu Lasten jenes Budgetan­
satzes für Aufwendungen in Frage, der für die Bundesbetreuung zur 

Verfügung steht, und bei dem der Ermessensrahmen des Bundesmini­

sters für Finanzen noch bei weitem nicht ausgeschöpft ist. Ent­

sprechend dem akuten Bedarf an Unterstützungen müßte eine Zurver­

fügungstelLung dieser Mittel sowohl im Rahmen von Förderungsver­
einbarungen als auch im Rahmen anderer Vereinbarungen über Aufwen­

dungen des Bundes ermögLicht werden. über die konkrete vorgangs­

weise habe ich das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finan­
zen hergestelLt. 

Neben den Hilfsmaßnahmen) die in österreich getroffen werden 

müssen) steLLt sich auch die Notwendigkeit der unmitteLbaren 

humanitären Hilfe in jenen TeiLen JugosLawiens) die derzeit den 
größten FLüchtlingsstrom aus den Bürgerkriegsgebieten aufzufangen 

haben. StaatLiche SteLLen und private Organisationen sind eben­

faLLs an das Bundesministerium für Inneres herangetreten und 

haben den dringenden Wunsch vorgebracht, die RepubLik österreich 

möge unterstützung für die unterbringung und VerpfLegung von 
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FLüchtLingen zur Verfügung steLLen. Da eine Finanzierung einer 
soLchen HiLfsmaßnah~e aus MitteLn des Bundesministeriums für 
Inneres im HinbLick auf die Kompetenzlage nicht mögLich ist) 
wurde dieser Wunsch an die zuständigen Ressorts weitergeLeitet. 

Ich steLLe daher im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finan­
zen den 

A n t rag ) 

die Bundesregierung möge diesen Bericht zustimmend zur Kenntnis 
nehmen. 

Wien) am 3. November 1991 

Der Bundesminister: 

Dr. Lös c h n a k 
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REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM FüR INNERES 

1014 WIEN, Postfach 100 

Bel Beantwortung bitte angeben 

Zahl: 9 8 . 021 / 40- S L I I I / 92 
OVR: 0000051 

Fortsetzung des Unterstützungs­

programms für de-facto-FLüchtLinge 

aus Jugoslawien. 

Vortrag an d.n Ministerrat 

Seit dem Herbst des Vorjahres befindet sich eine große ZahL von 

Personen) die vor den kriegerischen Auseinandersetzungen in Jugo­
slawien geflohen sind) in österreich. Viele von ihnen haben hier 

bei Bekannten, Verwandten) Freunden und HilfsorganisationenUnter­

kunft gefunden. Rund 13.000 Personen mußten aber auch öffentLi~he 
Unterstützung in Anspruch nehmen, da sie bzw. ihre Gastgeber auf 

Dauer die Lasten ihres Aufenthaltes nicht aus eigenen Mitteln 
tragen konnten. 

In Zusammenarbeit zwischen dem Bund, den Ländern und karitativen 

Hilfsorganisationen ist es gelungen) die unterstützungsaktion 

nicht nur über Monate hindurch aufrechtzuerhaLten und zu finanzie­
ren, sondern für diese Unterstützung auch breite öffentliche 
Rkzeptanz zu sichern. 

In einer zwischen dem Bund, den Ländern und den Hilfsorganisatio­

nen akkordierten Weise wurde im Jänner dieses Jahres angesichts 

der Entwicklung der realen Situation in Jugoslawien die Entschei­
dung getroffen, keine neuen Personengruppen mehr in dieses Unter­

stützungsprogramm einzubeziehen. GLeichzeitig konnte beobachtet 

2710/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original) 29 von 33

www.parlament.gv.at



- 2 -

werden} daß viele insbesondere aus Kroatien geflohene Familien 

wiederum in ihre Heimat zurückreisten. Angesichts von Hilf~angebo­

ten kroatischer Stellen für diese Rückreise wurde die freiwillige 

Rückkehr auch von österreichischen Stellen gefördert. 

Im Zuge dieser Entwicklung hat sich die Zahl der mit öffentlicher 

Unterstützung 'in österreich untergebrachten de-facto-Flüchtlinge 

im Verlaufe des Monats Februar wesentlich verringert. Eine mit 

den Ländern durchgeführte Bestandsaufnahme zeigt} daß mit Ende 
Februar von den ursprünglich 13.000 unterstützten Personen nur 

mehr etwa 4.000 in österreich blieben. Ein größerer Teil dieser 

Gruppe benötigt allerdings deshalb noch weitere Unterstützungen} 

da es sich hier um jene Fälle handelt} die vorerst noch immer 

nicht in ihre ~eimat zurückkehren können. Hierunter befinden sieh 

SchuLklassen aus Ortschaften} die größtenteils zerstört sind und 
in denen es keine Schule mehr gibt} Personen} deren Verwandte 

vermißt oder getötet sind und die ohne deren Unterstützung nicht 

in ihre Heimat zurückkehren können} einzelne Härtefälle und Perso­

nen} die ihrer Wehrpflicht nicht nachgekommen sind und daher 

angesichts der vorerst noch unklaren Rechtssituation in Kroatien 

eine Rückkehr noch nicht ins Auge fassen. 

Die Vertreter der Länder sind daher bei einer gemeinsamen Bespre­

chung dahingehend übereingekommen/ daß es notwendig ist} in einer 

größeren Zahl von Härtefällen die Aktion vorerst noch weiterzufüh­
ren. Der Bund wurde dringend ersucht J für diesen eingeschränkten 

Personenkreis seine bisherigen Leistungen noch weiter zu erbrin­
gen. 

Da nun die mit dem Bundesfinanzgesetz 1992 für die unterstützungs­

aktion zur Verfügung gestellten Mittel für die bis Ende Februar 
1992 angefallenen Unterstützungen aufgebraucht sein werden, bedeu­

tet eine solche Weiterführung der Aktion} daß weitere Mittel des 
Bundes hiefür von den Ljndern angesprochen werden. 

tch bin daher an den Herrn Bundesminister für Finanzen mit dem 

Ersuchen herangetreten, einer Auflösung des Ermächtigungsrahmens 
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für den Zweck der unterstützung von de-facto-Flüchtlingen aus 
Jugoslawien zuzustimmen. Sollte die Zahl der Härtefälle die von 
den Ländern bekanntgegebene Höhe erreichen} wird mit einem der­
zeit budgetär nicht abgedeckten Bedarf in der Höhe von etwa 
S 10 Mio zu rechnen sein. 

Ich stelLe daher den 

An t rag} 

die Bundesregierung möge diesen Bericht zustimmend zur Kenntnis 
nehmen. 

Wien, am .9. März 1992 

Der Bundesminister 

Dr. Löschnak 
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REPUBLIK öSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM FÜR INNERES 

1014 WIEN. Postfach 100 

Bel Beantwortung bitte engeben 

Zahl:. 9 8 0 2 1 / 5 7 - S I T T T /9 2 
DVR: 0000051 

Unterstützungsprogramm für 

de-facto-flüchtlinge aus 

Jugoslawienj 

Bosnien-Hercegowina. 

vortrag an den Ministerrat 

5 8 0 MINISTERRAT 

Seit etwa einer Woche befindet sich eine grpßere ZahL von Perso­

nen, die vor den kriegerischen Auseinandersetzungen in Eosnien­

Hercegowina geflohen sind, in österreich. Mitteilungen seitens 

der ~mter der Landesregierungen und der karitativen Hilfsorganisa­

tionen Lassen den SchLuß zu, daß sich derzeit et~a 60~_ Personen 

aus diesem Personenkreis in österreich befinden und entweder bei 

den Koordinationsstellen der Landesregierungen oder bei karitati­

ven Organisationen um finanzielle unterstützung ersucht haben. 

Im Rahmen der Unterstützung von aus Kroatien gefLohenen Personen 

ist es in Zusammenarbeit zwischen dem Bund, den Ländern und kari­

tativen Hilfsorganisationen in der Zeit zwischen September 1991 

und März 1992 gelungen, eine Unterstützungsaktion erfolgreich 

über Monate hinweg aufrechtzuerhaLten, zu finanzieren und für die 

Unterstützung auch breite öffentliche Akzeptanz zu sichern. Dabei 

hat sich auch ein System für die Auf teiLung der Lasten dieser 

Unterstützung herausgebildet, das einvernehmlich vom Bund, von 

den Länder und den karitativen Hilfsorganisationen getragen wer­

den konnte. 
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Offensichtlich besteht die grundsätzliche Bereitschaft aller in 

die seinerzeitige Aktion eingebundenen Institutionen, im Fall 

einer notwendigen Unterstützung für de-facto-Flüchtlinge aus 

Bosnien-Hercegowina die selbe Vorgangsweise einzuschlagen. Aus 

der Sicht des Bundes scheint eine solche vorgangsweise ebenfalls 

geboten, da sie zum einen vermeidet, daß ohne zureichenden Grund 
-Asylverfahren durchgeführt werden müssen und zum anderen infoLge 

der privaten Unterbringung eine flexiblere und humanere Form der 

Unterstützung ermögLicht, als dies bei einer zentralisierten 

Aufnah~e etwa in die Bundesbetreuung der Fall wäre. 

Da nun die mit dem Bundesfinanzgesetz 1992 für solche Unterstüt­

zungsaktionen zur Verfügung stehenden Mittel für die Kroaten­

Aktion aufgebraucht wurden , bedeutet die Durchführung einer weite-

ren Aktion für de-facto-Flüchtlinge aus Bosnien-Hercegowina, daß 

weitere MitteL des Bundes hiefür angesproc~en werden. Ich bin 

daher an den Herrn Bundesminister für Finanzen mit dem Ersuchen 

herangetreten, erforderlichenfalls einer Inanspruchnahme von 

Mitteln der Bundesbetreuung für diese unterstützungsaktion. bzw. 

einer finanzgesetzlichen Umwidmung von Mitteln für diesen Zweck 

zuzustimmen. Der Umfang, der allenfaLls in Anspruch zu nehmenden 

Mittel hängt von der Zahl der nach österreich fliehenden Personen" 

ab und kann derzeit noch nicht abgeschätzt werden. 

Ich steLle daher den 

A n t rag , 

die Bundesregierung möge diesen Bericht zustimmend zur Kenntnis 

nehmen. 

wien} am 22. April 1992 

Dr. Löschnak 
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